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Politik und Militanz in
der ethnischen Bewegung Nepals

von Karl-Heinz Krämer

ln wohl keinem Gebiet der
Erde drängen sich so viele
ethnische Gruppen auf relativ
begrenztem Raum wie im Hi-
malaya und den südlich an-
grenzenden Gebieten. Der
Autor hat darüber bereits in
den Ausgaben 4195, 6/95
und 5/96 von 'Südasien' be-
richtet. Die Berichterstattung
wird mit dem folgenden Bei-
trag fortgesetzt. Die meisten
ethnischen Organisationen
Nepals sehen sich als eine
Bewegung oder Front
(Morcha). Einige jedoch be-
zeichnen sich selbst als politi-
sche Parteien. Gemein ist al-
len Organisationen und vor
allem den Parteien das Pro-
blem der staatlichen Aner-
kennung. Da sie in Opposition
zum Hindustaat und seiner
Elite stehen, werden sie meist
mit großem Argwohn be'
trachtet und als kommunali-
stisch und antinationalistisch
bezeichnet. Es heißt auch, es
handele sich bei den Führern
der ethnischen Bewegung um
kommunistische Extemisten,
die den Staat und seine Insti-
tutionen unterwandern woll-
ten.

Die Verfassung von 1990 räumt eine
grundsätdiche Organisationsfrefüeit ein,
so daß der nepalische Staat heute, anders
als in der Panchayat-Zeit, die Bildung
ethnischer Organisationen nicht mehr
verhindern kann und der Regienrng be-
züglich einer Beschränkung der ethni-
schen Aktivitäten weitgehend die Hände
gebunden sind. Anders sieht es jedoch
aus, wenn sich diese ethnischen Organi-
sationen den Status politischer Parteien
zulegen und auch als solche die Interes-
sen der ethnischen Gruppen auf der po-
litischen Bühne vertreten wollen. Für
solche Fälle haben die Schöpfer der Ver-
fassung die Möglichkeit des Anerken-
nungsverbots derartiger "kommunalisti-

scher' Parteien in die Verfassung aufge-
nommen. Dieser Passus wurde sowohl
1991 als auch 1994 bei den Parlaments-
wahlen angewandt.

Trotz diqses konstitutionellen Riegels
ist es einigen ethnischen Parteien gelun-
gen, an den Parlamentswahlen zugelas-
sen zu werden. Die bedeutendste dieser
Parteien ist der 'Rastriya Jana Mukti
Morcha' ('National People's Liberation
Front'), der sich heute 'Rastriya Jana
Mukti Party' nennt. Malbir Singh Thapa
Magar, der Vorsitzende, bezeugt die
linke Ideologie seiner Organisation, di-
stanziert sich aber von den etablierten
kommunistischen Parteien Nepals. So
erklärte er 1990 zum Anliegen der
Front: 'In Nepal bestehen die räckstän-
digen Bevölkerungsgruppen in erster Li-
nie aus Arbeitem, wfürend die Kapitali-
sten (die hochkastigen ethnischen Grup-
pen) die Herren sind. Unter diesen Um-
stinden ist ein Kampf entsprechend der
marxistischen Doktrin unvermeidlich.
Die ethnischen Gruppen haben ein poli-
tisches Bewußtsein und organisieren sich
selbst für diesen Kampf. Diese Realität
haben die kommuniitischen Parteien
nicht begriffen. Dies belegt, daß diese
Parteien gegen den Manismus arbeiten.
Sie glauben, daß die räckständigen Be-
völkerungsgruppen nur als Träger der
kommunistischen Fahne oder als Anhän-
ger auftreten, nicht aber selbst Politik
betreiben sollten, indem sie sich organi-
sieren oder gar eine Führungsaufgabe
übernehmen. Daher ist es für die ethni-
schen Gruppen notwendig geworden,
eine eigene Partei an gründen, um ihre

ethnischen Rechte zu nutzen. Aus die-
sem Grund haben wir den 'Rastriya Jana
Mukti Morcha' gegründet. In Nepal geht
die religiöse, politische und gesell-
schaftliche Dominanz vom Hinduismu-s
(Brahmanismus) aus. Die Hindus haben
sich einen beachtlichen Status als die
herrschende Klasse in jeder Situation ge-
sichert, so zur Rana-Zeit, zur Panchayat-
Zeit und in der demokratischen Phase.
während die ethnischen Gruppen stets
ausgebeutet und unterdrückt geblieben
sind. Die Brahmanisten wollen deren
Möglichkeiten begrenzen. Es ist daher
das Ziel des 'Rastriya Jana Mukti
Morcha', die ethnischen Gruppen zu or-
geni5ielea, die im politischen, sozialen
und religiösen Bereich räckständig be-
lassen wurden. Die Front steht nicht in
Opposition zu irgendeiner bessergestell-
ten ethnischen Gruppe, wohl aber zu der
von ihr ausgehenden Unterdrückung.
Wir haben uns bereits mit der 'Nepal-

Kirat Mongol Janajati Party' zusammen-
geschlossen, und wir streben auch noch
einen Zusammenschluß mit dem
'Limbuwan Mukti Morcha' an. Aber wir
unterhalten keinen Kontakt zur 'Mongol

National Organization', da wir diese als
eine kommunalistische Organisation be-
trachten.'

Der 'Rastriya Jana Mukti Morcha' war
bereits in der Phase der Verfassungsaus-
arbeitung sehr aktiv. Sein Generalsekre-
tär, Gore Bahadur Khapangi, unterbrei-
tete der Verfassungskommission u. a.
folgende Vorschläge: Nepal solle eine
fiöderale Regierung erhalten mit autono-
men Distrikten, deren Grenzen nicht
nach geographischen Kriterien, sondern
auf der Grundlage der ethnischen Sied-
lungsgebiete festgelegt werden. Die un-
terschiedlichen ethnischen Gruppen sol-
len in der föderalen Regierung und in
den autonomen Distrikten entsprechend
ihrer proportionalen Stärke repräsentiert
werden. Nepal solle zum säkularen Staat
erklärt, und die Kuh dürfe nicht als das
Nationaltier angesehen werden. Die Ver-
fassung müsse die Möglichkeit des Ver-
bots irgendeiner Partei grundsätdich
ausschließen, und sie müsse den nepali-
schen Staat eindeutig als einen säkularen
definieren. Das Nepali solle nicht die
Nationalsprache sein, vielmehr sollen
die Sprechen, Religionen und Kulturen
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aller Bevölkerungsgrupp€n gleichbehan-
delt werden.

Im Februar 1991 hielt der 'Rastriya
Jana Mukti Morcha' in Kathmandu seine
erste nationale Konferenz ab. Der Vor-
sitzende, M. S. Thapa Magar, wieder-
holte die Forderung nach einem födera-
len Süaat mit autonomen Provinzen und
nach politischer Vedrptung der etbni-
schen Gruppen entsprechend ihrem Be-
völkerungsanteil. Es hie8, mrn werde
sich an der Wahl beteiligen und verlange
bis zu den Wahlen die Bildung .einer
Allparteienregierung. Die an der Uber-
gangsregiemng beteiliglen Parteien hät-
ten die stastlichen Medien mißbraucht;
letztere müß0en unabhängig und unpar-
teiisch sein. In dem am 2. April veröf-
fentlichten Manife.st forderte msn sins
lokale Aulonomie, demokratischen So-
zialismus, ethnische Harmonie und rassi-
sche Befreiung. In ersüer Linie werde
man sich frr das Wohl und.die Rechte
der räckständigen und unterdräcküen
ethniscfogl Gnrppen einsetzen. Insgesamt
nominierte die Partei 75 Kandidaüen in
32 Distrikten des I-andes.

Ännicn wie der 'Rastriya Jana Mukti
Morcha' sprach sich auch die 'Nepal Ra-
striya Janajati Party' für eine Aufteilung
des kndqs in autonome Provinzen aus,
erwies sich dabei jedoch als wesentlich
militanüer. Eine Konsequenz aus der of-
fen geznigten Gewaltbereitschaft der

'Rastriya Janajati Party' war, daß sie im
Gegensatz zum 'Rastriye Jana Mukti
Morcha' 1991 von den Padamentswah-
len ausgeschlossen wurde. Nach dem In-
krafttreten der neuen Verfassung kän-
digte die Partei eine landesweite bewaff-
nete Bewegung an, weil Nepal weiterhin
zum Hindustaat erklärt worden sei, und
die Übergangsregierung die Forderung
einer Aufteilrrng des Lande.s in avölf
Provinzen nicht berticksichtigt und die
ethnischen Gruppen nicht beachüet habe.
Khagendra Jang Gunrng, der Führcr der'Rastriya Janajati Pady', erklärte: 'Wir
betrechüen den König von Nepal als da"
Symbol das Khas-Imperialismus. Wir
heben eine Kampagne zur Zerstörung
diases Khas-Imperialismus und seiner
Symbole eingeleiüet. Unsere Partei
glaubt an ein föderales Syslem. Wir
verlangen, daß Nepal auf der Grundlage
von Bevölkerung und Kultur in avölf
auüonome Provinzen eingeüeilt wird, mit
voller fiskalischer und adminisl6liyel
Auüorität. In allen diesen Provinzen
sollten Vorkehrungen für die Reservie-
rung von Minderheiüengnrppen zur Si-
cherung ihrer wirtscheftlichen, gesell-
schaftlichen und politischen Rechte ge-
troffen werden.' Es hieß in den nepali-
schen Medien, die Parüei und ihr nahe-
süehende Organisationen wie die'Mongol National Organizetion' und der'Rastriya Jena Mukti Morcha' schafften

bereits Waffen aus dem Darjeeling4e-
biet nach Nepal. Derartige Pressemel-
dungen waren ganT offensichtlich Be-
stsndteil einer Vedeumdungskampagne
gegen die radikaleren ethnischen Organi-
setionen.

Die zumindest verbale 1filitanz der'Nepal Rastriya Janajati Party' ist jedoch
unbestreitbar. So organisierte die Partei
am 6. Januar 1991 in Pokhara eine Mas-
senveranstaltung, bsl der der Vorsit-
zende dieser Partei, Khagendra Jang Gu-
rung, die Menschen aufforderte, den'Nepali Congress' und die kommunisti-
schen Padeien zu vedassen und sich für
die Erhebung der ethnischen Gruppen
einzusetzen. Es war auf dieser Veran-
staltung auch erneut die Rede von der
Bereitschaft zum bewafheten Kampf für
die Rechte der ethnischen Gruppen.

1991 verweigerte die Wahlkommission
drei der 47 Pafieien, die sich um eine
Registrierung für die Parlamentswahlen
beworben hatüen, die Anerkennung. Bei
diesen Parteien handelte es sich um'Nepal Rastriya Janajati Party', 'Proutist

Nepali Samaj' und 'Mongol National
Organization'. Gop"l Gurung, der Vor-
sitzende der 'Mongol National Organi-
zation', kritisierte diese Entscheidung
der Wahlkommission:'Unsere Organi-
sation darf nicht bloß wegen ihres Na-
mens als kommunalistisch bezeichnet
werden. Ihre Anliegen, ihre Programne
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und ihr Manifest stehen nicht im Wider-
spnrch an der neuen Verfassung." Er
kändigte gegen die Entscheidung der
Wahlkommission gerichtliche Schrit0e
an. Die 'Nepal Rastriya Janajati Pady'
hielt am 6. März in Kathnandu eine
Konferenz ab. Dort forderte ihr General-
sekretär, K&ji Man Kandangwa, die
Teilnehmer auf, sich der kommunalisti-
schen Verfassung, die vom 'Nepali Con-
gress' und den Linken entworfen worden
sei, zu widersetzen. Man verlangte die
sofortige Aufhebung der Verfassung und
forderte die Freilassung des unter An-
wendung des 'Public Security Act' in-
haftierten Vorsitzenden, Khagendra Jang
Gurung. Außerdem reichte man Klage
beim Obersten Gerichtshof ein und
stellte den Antrag auf Verschiebung der
Wahlen bis zur Entscheidung über die

Klage. Khagendra Jang Gurung erftlärte
vom.Gefängnis aus in einem Interview,
die Ubergangsregierung sei komnundi-
stisch und undemokratisch, wenn sie un-
schuldige lrule tmüer dem 'Public Secu-
rity Act' inhaftiere. Die 'Nepal Rastriya
Janajati Party' sei keine separatistische
oder kommunalistische Partei, sondern
setze sich frr die Rechte eller ethnischen
Gruppen des knde.s ein. Der Oberste
Gerichtshof bqstätigte jedoch am 1.
April die Nichtanlassung der Partei
durch die Wahlkommission.

Etwa ein halbes Jahr nach den ersten
Parlanientswahlen, in Januar 1992,
schlossen sich der 'Rastriya Jana Mukti
Morcha' und die 'N"p"l Rastriya Janajati
Party' zur 'Rastriya Jana Mukti Party'
('National People's Liberation Party')
ansemnen. Die Dominenz des ur-
sprünglichen 'Rastriya Jana Mukti
Morcha' wurde auch aus der Amterte-
setzung deutlich: Vorsitzender der neuen
Partei wurde Malbir Singh Thapa Ma-
gar. Zl seinem Stellvertreter wurde
Chandra Prasad Yongya gewählt. Gene-
ralsekretär wurde Gore Bahadur Kha-
pangi und Sekretär Salik Kiranti. Kurz
nach diasem Zusammenschluß beschloß
auch die 'Nepal Rastriya Jana Party',
sich der neuen Partei anzuschließen. Die
'Rastriya Jana Mukti Party' möchte alle
ethnischen Gruppen des kndes reprä-
sentieren. Sie vertritt eine linke Politik
und glaubt an die leninistischen Prinzi-
pien eines föderalen Sta8te.s. Die Parüei
steht insbesondere in Opposition zur
Hindudominanz und setzt sich ffir einen
säkularen Staat ein.

War das Ergebnis, dns der 'Rastriya

Jana Mukti Morcha' 1991 bei den ersten
Parlamentswahlen hatte erzielen können,
noch sehr dürftig, so verdient das Re-
sultat der 'Rastriya Jana Mukti Party'
bei den Parlamentswahlen vom Novem-
ber 1994 doch eine gewisse Beachtung.
Zwar konnte die Partei emeut keinen
Sitz im Parlament erringen, wurde je-
doch eindeutig die stärkste der kleinen,
nicht im Padament vertretenen Parteien.
Die landesweit erzielten L,32% der
Stimmen täuschen dabei ein wenig. Die
Partei trat überwiegend im Osüen des
kndes an, wo man in einigen Wahlbe-
zirken bis nr 12% der Stimrnen erringen
konnüe. Bei diesem Ergebnis ist femer
an berücksichtigen, daß rnan gerade in
Ostnepal auf eine sehr starke ethnische
Konkurrenz stieß. Nicht nur die großen
Parüeien des 'Nepali Congress' und der
NCP (UML) hat0en in den östlichen Di-
striküen des Landes zqhlreiche Angehö-
rige ethnischer Gruppen als Kandidaten
aufgesüellt, es gab auch sürrke ethnische
Konkurrenz aus dem Lager der unabhän-
gigen Kandidaten. Ethnische Parteien
und Organisationen, die nicht zugelassen
worden waren, wie die 'Mongol Natio-
nal Organization', traüen ebenfalls in

Ostnepal als Unabhängige auf. Unler
diesem Gesichtspunkt muß mnn die
'Rastriya Jana Mukti Party' heute zu-
mindest in Ostnepal als eine echüe politi-
sche Kraft ansehen.

Überhaupt hat sich der Osüen Nepals
zu einem Schwerpunkt ethnischer Be-
wußtseinsbildung und Aktivitäten ent-
wickelt. Dies hängt sicherlich nicht an-
letzt mit der bereits weit fortgaschritüe-
nen politischen Bewußtseinsbildung der
hier beheimateten Limbu und Rai an-
sammen. Angehörige dieser ethnischen
Gruppen engagieren sich heute nicht nur
in den großen politischen Parteien und in
den genannüen ethnischen Parteien, son-
dern euch in einigen sehr militanten eth-
nischen Organisationen. Eine der aktiv-
süen Organisationen dieser Art ist der
'Limbuwan Mukti Morcha' (Limbuwan
Liberation Front), eine, wie der Name
schon andeutet, ebenfalls sehr militante
Organisation, die sich frr die Rechte
speziell der Limbu-Bevölkerung einsetzt.
'Limbuwan' in den Grenzen, die vor der
Ankunft der hohen Hindukasten bestan-
den, wird als ein auüonomer Staat in ei-
nem föderalen Staatswesen angestrebt.
Im Mai 1990 zirkulierte beispielsweise
ein Flugblatt des 'Limbuwan Mukti
Morcha', in dem die Schaffung eines
unabhängigen Staates'Limbuwan' in
Ostnepal im Rahmen eines föderalen Sy-
stems gefordert wurde. Dieser Staat solle
völlige Autonomie besitzen, mit Aus-
nahme der Wäbnrng, der auswärtigen
Angelegenheiüen und der Verteidigung.

Zu anderen in Ostnepal tätigen ethni-
schen Organisationen, aber auch zu den
etablierten politischen Parteien - den
meisten Rückhalt in der Bevölkerung
findet in Ostnepal die NCP (UML) -
geht der 'Limbuwan Mukti Morcha' auf
eine deutliche Dist"nz. So erklärte Bir
Nembang, der Vorsitzende der Organi-
sation: 'Die Leute aus Limbuwan sollen
der Regierung keine Steuem z-hlen. Sie
brauchen auch nicht Mitglied in irgend-
einer politischen Partei zu werden.
Vielmehr sollen sie die Wahlen boykot-
tieren. Der 'Limbuwan Mukti Morcha'
steht in grundsätzlicher Opposition zur
'Mongol Netional Organization' und
auch zu den Versuchen, in Sunsari, Mo-
rang und Jhapa einen Kochil-Staat zu er-
richüen. Wenn die Bewohner Limbuwans
die.se Organisationen nicht verlassen und
sich dem'Limbuwan Mukti Morcha' an-
schließen, werden sie schwerwiegende
Konsequenzen zu tragen haben.'

Der nepalische Staat sieht den Aktivi-
täten einer derart militanten Organisation
nicht tatenlos zu. Ob die eingesetzüen
Mitüel immer rechüens sind, meg dahin-
gestellt bleiben. Wirkung auf die Stel-
lungnahmen der Organisation scheinen
sie jedoch an znigen. So wurde Bir
Nembang am 19. April 1991 unter An-
wendung des 'Public Security Act' ver-
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haftet, weil er in einem radikal formu-
lierten Pamphlet die Menschen zum
Boykott der Wahlen aufgerufen hatte.
Bir Nembang erklärte später in einem
Interview:'Das Haupt"nliegen unserer
Organisation ist die Autonomie der Be-
wohner Limbuwans, die in allen Berei-
chen ausgebeutet und unterdräckt wor-
den sind. Der Begriff Limbuwan be-
zeichnet ein Gebiet, .las die Distriküe
Ilam, Panchthar, Taplejung, Jhapa, Mo-
rang, Dhankuta, Sunsari und Terhathum
umfaßt. Wir hatten zunächst eine sehr
enge Einsüellung vertreten und die Front
ausschließlich als eine solche der
Limbus bezeichnet. Aber wir stehen jetzt
auf einer breiteren Basis. Die Front
gehört allen Menschen in Limbuwan.
Sie ist keine separatistische Organisation
und tritt auch nicht frr eine Republik
ein. Ich bin ein Patriot. Wir stehen nicht
in Opposition zum König. Aber die neue
Verfassung enthält Vorkehrungen,
regionale Parteien nicht anzuerkennen.
Auf diese Weise benutzen der 'Nepali

Congress' und die Kommunisüen die
Demokratie zu ihrem eigenen In0eresse.
Aus diesem Grund haben wir uns nicht
um eine Registrienrng bemüht. Uns
bleibt nun keine Altemative, als die
Wahlen zv boykottieren, aber wir
werden dies auf friedliche Weise tun.'

Im Mai 1994 kam es zu einer Spaltung
des 'Limbuwan Mukti Morcha'. Vertre-
ler der Organisation aus Dhankuta, Ter-
hathum, Taplejung, Panchthar und Ilam
grändeüen eine neue Organisation unter
dem Namen 'Limbuwan National Coun-
cil'. Vorsitzender dieser neuen Organi-
sation wurde Harka Raj Limbu, General-
sekretär wurde Dalhang Nembang. Auch
diese neue Organisation erklärte, sie
strebe einen autonomen Limbu-Staat an,
jedoch mit friedlichen Mitteln. Ein wei-
teres Anliegen sei die Entwicklung von
Sprache, Literatur und Religion der
Limbu. Dem 'Limbuwan Mukti
Morcha' wirft man vor, er arbeite
entgegen den Inüeressen der Limbu-
Bevölkerung, sei mehr Indien zugewandt
und versetze mit seiner militanüen
Politik die Limbu-Bevölkerung in eine
ihnliche Situstion wie sie für die
Tamilen in Sri I-anka zuträfe.

Die.se Entwicklungen machen deutlich,
daß der Os0en Nepals zu einem ethni-
schen Pulverfaß werden könnle. Anders
els in Westnepal, wo der Anteil der
Khas- und der Hindubevölkerung we-
sentlich stärker ist, muß mnn hier zu-
mindest im Gebirgsraum von einer deut-
lichen Dominanz der ethnischen Bevöl-
kerung ausgehen. Gepaart mit der fort-
geschrittenen historischen und politi-
schen Bewußtseinsbildung der dort be-
heimateten Bevölkerungsgruppen und
dem zielstrebigen Engagement der jun-
len ethni56fiea Eliten stellt dies die
Grundlage für zunehmenden Druck suf

Nepal - Vielvölkerstrat (Foto: Samar Andert)

die etablierte Machtelite in Kathmandu
dar. Bereits jetzt versuchen die großen
politischen Parteien, die ethnische Elite
für sich zu gewinnen. Die NCP (UML)
hatte diese Lücke schon bei den Parla-
mentswahlen von 1991 erkannt, als die
Partei dort zahlreiche ethnische Kandi-
daüen aufstellte, die zum Teil als Sieger
aus den Wahlen hervorgingen. Bei den
Parlamentswahlen vom November 1994
hatten offensichtlich auch der 'Nepali

Congress' und die 'National Democratic
Party' die Bedeutung die.ser Kandidaten-
politik erkannt. Die Folge war eine inne-
rethnische Konkurrenz; es gab einige

Wahlbezirke, in denen ausschließlich
Kandidaten aus ethnischen Gruppen zur
Wahl standen. Dies könnte ein Ansatz zu
einer größeren Beteiligung ethnischer
Gruppen an der politischen Macht sein,
wenn sich der Einfluß dieser Kandidaten
auch bis in die höchsten Ebenen ihrer
Parüeien in Kathmandu erstrecküe. Das
aber scheint nach wie vor nicht der Fall
zu sein, wie mir Parlamentsabgeordnete
aus den Reihen der Rai unä Limbu ein-
hellig bestätigten.
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